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KURZE BEGRÜNDUNG
In etlichen der zahlreichen Petitionen, die zum Wohlergehen von Kindern eingingen, wurde auf die Mängel der Verordnung bzw. deren mangelhafte Umsetzung hingewiesen. Da dem Petitionsausschuss ganz besonders daran gelegen ist, das Recht des Kindes zu schützen, möchte er in Anbetracht der Schutzbedürftigkeit von Kindern Verfahren finden, mit denen dafür gesorgt wird, dass ihren Problemen und Ansichten Gehör geschenkt wird.
In der vorgeschlagenen Neufassung, mit der das Recht des Kindes gestärkt werden soll, wird insbesondere eine gesonderte Vorschrift eingeführt, wonach Gerichte verpflichtet sind, Kindern die Gelegenheit zu geben, angehört zu werden. Mit der Neufassung sollen zudem die Wirksamkeit des Verfahrens für die Rückführung nach internationalen Kindesentführungen verbessert und Exequaturverfahren für alle Fälle, die das elterliche Sorgerecht betreffen, abgeschafft werden. All diese Probleme wurden in den eingegangenen Petitionen thematisiert, und zwar zumeist im Zusammenhang damit, dass ein ausländischer Ehepartner von dem Mitgliedstaat, der für die Entscheidung zuständig ist, faktisch diskriminiert wurde.
Nach Ansicht der Verfasserin der Stellungnahme wird mit dem Vorschlag, der zweckmäßige Verbesserungsvorschläge enthält, das gesetzte Ziel alles in allem erreicht. Der Vorschlag sollte jedoch an einigen Stellen geändert werden, damit mit ihm noch mehr Wirkung erzielt werden kann und sowohl das Wohl des Kindes als auch die Grundrechte und -freiheiten der Unionsbürger im Allgemeinen besser geschützt werden. Hierdurch dürfte er dazu beitragen, den europäischen Raum des Rechts und der Grundrechte noch effizienter zu machen.
ÄNDERUNGSANTRÄGE
[bookmark: IntroA]Der Petitionsausschuss ersucht den federführenden Rechtsausschuss, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:
[bookmark: IntroB][bookmark: restartB]<RepeatBlock-AmendB><AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>1</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 10</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(10)	Diese Verordnung sollte weder für die Feststellung des Eltern-Kind-Verhältnisses, bei der es sich um eine von der Übertragung der elterlichen Verantwortung gesonderte Frage handelt, noch für sonstige Fragen im Zusammenhang mit dem Personenstand gelten. 
	(10)	Diese Verordnung sollte weder für die Feststellung des Eltern-Kind-Verhältnisses, bei der es sich um eine von der Übertragung der elterlichen Verantwortung gesonderte Frage handelt, noch für sonstige Fragen im Zusammenhang mit dem Personenstand gelten. Bei Entscheidungen über die Ausübung der elterlichen Verantwortung, die auf der Grundlage dieser Verordnung erfolgen, sollte jedoch sämtlichen Formen elterlicher Verantwortung, die in anderen Mitgliedstaaten rechtlich anerkannt sind, gebührend Rechnung getragen werden.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
[bookmark: EndB]<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>2</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 17</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(17)	Die vorliegende Verordnung hindert die Behörden eines Mitgliedstaats, die nicht für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig sind, nicht daran, in dringenden Fällen einstweilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen in Bezug auf die Person oder das Vermögen eines Kindes, das sich in diesem Mitgliedstaat aufhält, anzuordnen. Diese Maßnahmen sollten in allen anderen Mitgliedstaaten einschließlich der Mitgliedstaaten, die nach dieser Verordnung zuständig sind, anerkannt und vollstreckt werden, bis eine zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats die von ihr als angemessen erachteten Maßnahmen ergriffen hat. Maßnahmen eines Gerichts in einem Mitgliedstaat sollten jedoch nur durch Maßnahmen geändert oder ersetzt werden, die ebenfalls von einem Gericht in dem Mitgliedstaat getroffen werden, der für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist. Eine Behörde, die lediglich für einstweilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen zuständig ist, sollte sich, wenn sie mit einem Antrag betreffend die Hauptsache befasst wird, von Amts wegen für unzuständig erklären. Sofern der Schutz des Wohls des Kindes dies gebietet, sollte die Behörde die Behörde des Mitgliedstaats, der nach dieser Verordnung für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, direkt oder über die Zentrale Behörde über die getroffenen Maßnahmen informieren. Das Versäumnis, die Behörde des anderen Mitgliedstaats zu informieren, sollte jedoch nicht an sich ein Grund für die Nichtanerkennung der Maßnahme sein. 
	(17)	Die vorliegende Verordnung hindert die Behörden eines Mitgliedstaats, die nicht für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig sind, nicht daran, in dringenden Fällen oder in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt einstweilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen in Bezug auf die Person oder das Vermögen eines Kindes, das sich in diesem Mitgliedstaat aufhält, anzuordnen. Diese Maßnahmen sollten in allen anderen Mitgliedstaaten einschließlich der Mitgliedstaaten, die nach dieser Verordnung zuständig sind, anerkannt und vollstreckt werden, bis eine zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats die von ihr als angemessen erachteten Maßnahmen ergriffen hat. Maßnahmen eines Gerichts in einem Mitgliedstaat sollten jedoch nur durch Maßnahmen geändert oder ersetzt werden, die ebenfalls von einem Gericht in dem Mitgliedstaat getroffen werden, der für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist. Eine Behörde, die lediglich für einstweilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen zuständig ist, sollte sich, wenn sie mit einem Antrag betreffend die Hauptsache befasst wird, von Amts wegen für unzuständig erklären. Sofern der Schutz des Wohls des Kindes dies gebietet, sollte die Behörde die Behörde des Mitgliedstaats, der nach dieser Verordnung für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, direkt oder über die Zentrale Behörde über die getroffenen Maßnahmen informieren. Das Versäumnis, die Behörde des anderen Mitgliedstaats zu informieren, sollte jedoch nicht an sich ein Grund für die Nichtanerkennung der Maßnahme sein.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>3</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 18</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(18)	In außergewöhnlichen Fällen kann es sein, dass die Behörden des Mitgliedstaats des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes nicht die am besten geeigneten Behörden zur Behandlung des Falls sind. Die zuständige Behörde kann ihre Zuständigkeit in einem bestimmten Fall zum Wohl des Kindes ausnahmsweise und unter bestimmten Umständen einer Behörde eines anderen Mitgliedstaats übertragen, wenn diese den Fall besser beurteilen kann. Allerdings sollte die später angerufene Behörde nicht befugt sein, die Zuständigkeit einer dritten Behörde weiterzuübertragen.
	(18)	In außergewöhnlichen Fällen, z. B. in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt, kann es sein, dass die Behörden des Mitgliedstaats des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes nicht die am besten geeigneten Behörden zur Behandlung des Falls sind. Die zuständige Behörde kann ihre Zuständigkeit in einem bestimmten Fall zum Wohl des Kindes ausnahmsweise und unter bestimmten Umständen einer Behörde eines anderen Mitgliedstaats übertragen, wenn diese den Fall besser beurteilen kann. Allerdings sollte die später angerufene Behörde nicht befugt sein, die Zuständigkeit einer dritten Behörde weiterzuübertragen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>4</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 23</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(23)	Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung nach dieser Verordnung sowie Rückgabeverfahren nach dem Haager Übereinkommen von 1980 sollten das Recht des Kindes auf freie Meinungsäußerung achten und die geäußerte Meinung bei der Bewertung des Kindeswohls gebührend berücksichtigen. Die Anhörung des Kindes im Einklang mit Artikel 24 Absatz 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und Artikel 12 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes spielt bei der Anwendung dieser Verordnung eine wichtige Rolle. Diese Verordnung hat jedoch nicht zum Ziel, die Modalitäten für die Anhörung des Kindes festzulegen, beispielsweise ob das Kind von dem Richter persönlich oder von einem speziell geschulten Sachverständigen angehört wird, der dem Gericht anschließend Bericht erstattet, oder ob die Anhörung des Kindes im Gerichtssaal oder an einem anderen Ort erfolgt.
	(23)	Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung nach dieser Verordnung sowie Rückgabeverfahren nach dem Haager Übereinkommen von 1980 sollten das Recht des Kindes auf freie Meinungsäußerung achten und die geäußerte Meinung bei der Bewertung des Kindeswohls gebührend berücksichtigen. Die Anhörung des Kindes im Einklang mit Artikel 24 Absatz 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und Artikel 12 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes spielt bei der Anwendung dieser Verordnung eine wichtige Rolle. Diese Verordnung hat jedoch nicht zum Ziel, die Modalitäten für die Anhörung des Kindes festzulegen, beispielsweise ob das Kind von dem Richter persönlich oder von einem speziell geschulten Sachverständigen angehört wird, der dem Gericht anschließend Bericht erstattet, oder ob die Anhörung des Kindes im Gerichtssaal oder an einem anderen Ort erfolgt. Bei der Anhörung des Kindes muss jegliche Gewähr dafür geleistet werden, dass die emotionale Unversehrtheit und das Wohl des Kindes gewahrt werden, weshalb professionelle Mediatoren die Anhörung gemeinsam mit Psychologen bzw. Sozialarbeitern begleiten müssen. Damit ließen sich auch die Zusammenarbeit beider Elternteile und die spätere Beziehung zwischen ihnen und dem Kind erleichtern.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>5</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 46</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(46)	Eine Behörde eines Mitgliedstaats, die in einem Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung eine Entscheidung zu treffen hat, sollte das Recht haben, von den Behörden eines anderen Mitgliedstaats für den Schutz des Kindes relevante Informationen anzufordern, wenn das Wohl des Kindes dies erfordert. Je nach den Umständen kann dies Informationen über Verfahren und Entscheidungen betreffend einen Elternteil oder Geschwister des Kindes oder Informationen über die Fähigkeit eines Elternteils, für das Kind Sorge zu tragen oder Umgang mit dem Kind zu haben, umfassen.
	(46)	Eine Behörde eines Mitgliedstaats, die in einem Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung eine Entscheidung zu treffen hat, sollte das Recht haben, von den Behörden eines anderen Mitgliedstaats für den Schutz des Kindes relevante Informationen anzufordern, wenn das Wohl des Kindes dies erfordert. Je nach den Umständen kann dies Informationen über Verfahren und Entscheidungen betreffend einen Elternteil – insbesondere in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt – oder Geschwister des Kindes oder Informationen über die Fähigkeit eines Elternteils, für das Kind Sorge zu tragen oder Umgang mit dem Kind zu haben, umfassen. Diese Fähigkeit muss fachmännisch beurteilt werden. Die wirtschaftliche Lage eines Elternteils sollte bei der Entscheidung über die Fähigkeit, für ein Kind Sorge zu tragen, keinesfalls zur Beurteilung herangezogen werden.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>6</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(1)	Für Entscheidungen, die die elterliche Verantwortung betreffen, sind die Behörden des Mitgliedstaats zuständig, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Zieht ein Kind rechtmäßig von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat um und erlangt dort einen neuen gewöhnlichen Aufenthalt, sind die Behörden des Mitgliedstaats des neuen Aufenthalts zuständig. 
	(1)	Für Entscheidungen, die die elterliche Verantwortung betreffen, sind die Behörden des Mitgliedstaats zuständig, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Zieht ein Kind rechtmäßig von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat um und erlangt dort einen neuen gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Definition des EuGH, sind die Behörden des Mitgliedstaats des neuen Aufenthalts zuständig.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>7</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 12 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(1)	Die Behörden eines Mitgliedstaats, in dem sich das Kind oder die Vermögensgegenstände des Kindes befinden, haben in dringenden Fällen die Zuständigkeit für das Ergreifen von einstweiligen Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen in Bezug auf das Kind und seine Vermögensgegenstände.
	(1)	Die Behörden eines Mitgliedstaats, in dem sich das Kind oder die Vermögensgegenstände des Kindes befinden, haben in dringenden Fällen die Zuständigkeit für das Ergreifen von einstweiligen Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen in Bezug auf das Kind und seine Vermögensgegenstände. Durch diese Maßnahmen dürfen das gesamte Verfahren und die endgültigen Entscheidungen über das Sorgerecht und das Recht auf Umgang nicht über Gebühr hinausgezögert werden.

	Sofern der Schutz des Wohls des Kindes es erfordert, informiert die Behörde, die die Schutzmaßnahmen ergriffen hat, direkt oder über die nach Artikel 60 benannte Zentrale Behörde die Behörde des Mitgliedstaats, der nach Maßgabe dieser Verordnung für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist.
	Sofern der Schutz des Wohls des Kindes es erfordert, informiert die Behörde, die die Schutzmaßnahmen ergriffen hat, direkt oder über die nach Artikel 60 benannte Zentrale Behörde die Behörde des Mitgliedstaats, der nach Maßgabe dieser Verordnung für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist. Diese Behörde hat sicherzustellen, dass die am Verfahren beteiligten Elternteile unverzüglich, umfassend und in einer Sprache, die sie mühelos verstehen, über all diese Maßnahmen informiert werden.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>8</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 20</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Bei der Ausübung ihrer Zuständigkeit nach Abschnitt 2 stellen die Behörden der Mitgliedstaaten sicher, dass einem Kind, das in der Lage ist, sich seine eigene Meinung zu bilden, die echte und konkrete Gelegenheit gegeben wird, diese Meinung während des Verfahrens frei zu äußern.
	Bei der Ausübung ihrer Zuständigkeit nach Abschnitt 2 stellen die Behörden der Mitgliedstaaten sicher, dass einem Kind die echte und konkrete Gelegenheit gegeben wird, seine Meinung während des Verfahrens frei zu äußern.

	Die Behörde trägt der Meinung des Kindes unter Berücksichtigung seines Alters und Reifegrads gebührend Rechnung und legt ihre Erwägungen in der Entscheidung dar.
	Die Behörde trägt der Meinung des Kindes unter Berücksichtigung seines Alters und Reifegrads, zumal bei Kindern über 13 Jahren, gebührend Rechnung und legt ihre objektiven Erwägungen in der Entscheidung deutlich dar. Ist das Kind 16 Jahre alt oder älter, ist sein Wunsch als ausschlaggebend anzusehen. Bei der Bestimmung der Fähigkeiten und des Reifegrads des Kindes sind Fachleute für Kinder- und Familienangelegenheiten zurate zu ziehen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>9</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 23 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2)	Das Gericht prüft zum frühest möglichen Zeitpunkt im Verfahren, ob die Parteien gewillt sind, zum Wohle des Kindes im Wege einer Mediation eine einvernehmliche Lösung herbeizuführen, sofern das Verfahren hierdurch nicht über Gebühr hinausgezögert wird.
	(2)	Das Gericht schlägt – außer in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt – zum frühestmöglichen Zeitpunkt im Verfahren Mediationsdienste vor, um eine einvernehmliche Lösung herbeizuführen, sofern das Verfahren hierdurch nicht über Gebühr hinausgezögert wird. Sofern die Parteien mit der Teilnahme an der Mediation einverstanden sind, stellen die Behörden des Mitgliedstaates, der für die Entscheidung zuständig ist, den Zugang zu Mediationsdiensten sicher.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>10</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 64 – Absatz 5</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(5)	Die Behörden eines Mitgliedstaats, in dem das Kind nicht seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sammeln auf Antrag einer Person, die sich in diesem Mitgliedstaat aufhält und den Umgang mit dem Kind erwirken oder aufrechterhalten will, oder auf Antrag einer Zentralen Behörde eines anderen Mitgliedstaats Informationen oder Beweise und können Feststellungen zur Eignung dieser Person zur Ausübung des Umgangs und zu den Bedingungen seiner Ausübung treffen.
	(5)	Die Behörden eines Mitgliedstaats, in dem das Kind nicht seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sammeln auf Antrag eines Angehörigen, die sich in diesem Mitgliedstaat aufhält und den Umgang mit dem Kind erwirken oder aufrechterhalten will, oder auf Antrag einer Zentralen Behörde eines anderen Mitgliedstaats Informationen oder Beweise und können Feststellungen zur Eignung dieser Person zur Ausübung des Umgangs und zu den Bedingungen seiner Ausübung treffen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag		<NumAmB>11</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 79 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	[bookmark: _GoBack](1)	Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss bis zum [10 Jahre nach Geltungsbeginn] gestützt auf die von den Mitgliedstaaten vorgelegten Informationen einen Bericht über die Ex-post-Evaluierung dieser Verordnung. Dem Bericht wird, falls notwendig, ein Gesetzgebungsvorschlag beigefügt.
	(1)	Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss bis zum [5 Jahre nach Geltungsbeginn] gestützt auf die von den Mitgliedstaaten vorgelegten Informationen einen Bericht über die Ex-post-Evaluierung dieser Verordnung. Dem Bericht wird, falls notwendig, ein Gesetzgebungsvorschlag beigefügt.


Or. <Original>{EN}en</Original>

</AmendB>
</RepeatBlock-AmendB>
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